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Anlagen zu TOP 5 

 
 
 
 
 



 

 

 
Nachtragshaushaltsplanentwurf 2011/2012 

 
 
Veränderungsantrag der  
Verwaltung 
 
 

 Nr. Bezeichnung Ausschuss 
Produktbereich 16 / sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Kreistag 
Produkt 16.01.01 Steuern, allgemeine Umlagen, allgemeine 

Zuweisungen 
Kreisausschuss 

 
 
Ziel(e) (Neu): 
 

      
 
Leistungsdaten und Kennzahlen (Neu):  
 

      
 
 

  Ergebnisplan  Finanzplan 

 Nur soweit Veränderungen gegenüber dem Ergebnisplan bestehen,  
ist der Finanzplan gesondert aufzuführen. 

Seite 228 230 

Zeile 7 7 

Investition 
(Bezeichnung) 

 

--------------- 
 

      

Sperrvermerk  ja     nein  ja     nein 

HH-Vermerk  ja     nein  ja     nein 
 
 

Beträge in €  2011 2012 2013 2014/15 2011 2012 2013 2014/15 
Planansatz (alt) 0                   0                   

Ansatz (neu) 907.100                   907.100                   
 
 
Begründung:  
 

Die Klage der Stadt Remscheid stellvertretend für mehrere Mitgliedskörperschaften gegen die 
Landschaftsumlage 2007 wurde zu Gunsten der Mitglieder vom Verwaltungsgericht Düsseldorf 
entschieden. Der Landschaftsverband Rheinland hat die in 2007 zuviel abgeforderte 
Landschaftsumlage Ende September 2011 zurückgezahlt. 
 
 



 
Nachtragshaushaltsplanentwurf 2011/2012 

 
 

Veränderungsantrag der  
Verwaltung 
 
 

 Nr. Bezeichnung Ausschuss 

Produktbereich 16 / sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Kreistag 

Produkt 16.01.01 Steuern, allgemeine Umlagen, allgemeine 
Zuweisungen 

Kreisausschuss 

 
 

Ziel(e) (Neu): 
 

      
 

Leistungsdaten und Kennzahlen (Neu):  
 

      
 
 

  Ergebnisplan  Finanzplan 

 Nur soweit Veränderungen gegenüber dem Ergebnisplan bestehen,  
ist der Finanzplan gesondert aufzuführen. 

Seite 228 230 

Zeile 15 14 

Investition 
(Bezeichnung) 

 

--------------- 
 

      

Sperrvermerk  ja     nein  ja     nein 

HH-Vermerk  ja     nein  ja     nein 
 
 

Beträge in €  2011 2012 2013 2014/15 2011 2012 2013 2014/15

Planansatz (alt) 107.564.000                107.564.000                 

Ansatz (neu) 108.471.100                108.471.100                 
 
 

Begründung:  
 

Die Klage der Stadt Remscheid stellvertretend für mehrere Mitgliedskörperschaften gegen die 
Landschaftsumlage 2007 wurde zu Gunsten der Mitglieder vom Verwaltungsgericht Düsseldorf 
entschieden. Der Landschaftsverband Rheinland hat die in 2007 zuviel abgeforderte Landschafts-
umlage nebst Prozesszinsen Ende September 2011 zurückgezahlt. 
Bei der Aufstellung des Nachtragshaushaltes stand noch nicht fest, ob eine Verrechnung mit der 
monatlich zu zahlenden Landschaftsumlage stattfindet oder ob der LVR den Erstattungsbetrag 
zurückzahlt. 
Der Ansatz für die Aufwendungen muss deshalb entsprechend angepasst werden. 



 

 

 
Nachtragshaushaltsplanentwurf 2011/2012 

 
 
Veränderungsantrag der  
Verwaltung 
 
 

 Nr. Bezeichnung Ausschuss 
Produktbereich 16 / sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Kreistag 
Produkt 16.01.02 sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Kreisausschuss 
 
 
Ziel(e) (Neu): 
 

      
 

Leistungsdaten und Kennzahlen (Neu):  
 

      
 
 

  Ergebnisplan  Finanzplan 

 Nur soweit Veränderungen gegenüber dem Ergebnisplan bestehen,  
ist der Finanzplan gesondert aufzuführen. 

Seite 235 237 

Zeile 7 7 

Investition 
(Bezeichnung) 

 

--------------- 
 

      

Sperrvermerk  ja     nein  ja     nein 

HH-Vermerk  ja     nein  ja     nein 
 
 

Beträge in €  2011 2012 2013 2014/15 2011 2012 2013 2014/15 
Planansatz (alt) 0                   0                   

Ansatz (neu) 240.900                   240.900                   
 
 
Begründung:  
 

Die Klage der Stadt Remscheid stellvertretend für mehrere Mitgliedskörperschaften gegen die 
Landschaftsumlage 2007 wurde zu Gunsten der Mitglieder vom Verwaltungsgericht Düsseldorf 
entschieden. Der Landschaftsverband Rheinland hat neben der in 2007 zuviel abgeforderten 
Landschaftsumlage auch Prozesszinsen (vom Zeitpunkt der Festsetzung der Landschaftsumlage 
18.07.2007 bis zum 10.09.2011) in Höhe von 5% über dem jeweils gültigen Basiszinssatz Ende 
September 2011 zurückgezahlt. 
 
 



 

 

 
Nachtragshaushaltsplanentwurf 2011/2012 

 
 
Veränderungsantrag der  
Verwaltung 
 
 

 Nr. Bezeichnung Ausschuss 
Produktbereich 16 / sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Kreistag 
Produkt 16.01.02 sonstige allgemeine Finanzwirtschaft Kreisausschuss 
 
 
Ziel(e) (Neu): 
 

      
 

Leistungsdaten und Kennzahlen (Neu):  
 

      
 
 

  Ergebnisplan  Finanzplan 

 Nur soweit Veränderungen gegenüber dem Ergebnisplan bestehen,  
ist der Finanzplan gesondert aufzuführen. 

Seite 235 237 

Zeile 16 15 

Investition 
(Bezeichnung) 

 

--------------- 
 

      

Sperrvermerk  ja     nein  ja     nein 

HH-Vermerk  ja     nein  ja     nein 
 
 

Beträge in €  2011 2012 2013 2014/15 2011 2012 2013 2014/15 
Planansatz (alt) 55.400 38.000 38.000 38.000 

38.000 

0 0 0 0 

Ansatz (neu) 235.400 38.000 38.000 38.000 

38.000 

180.000 .0 0 0 

 
 
Begründung:  
 

Der Veränderungsantrag basiert auf einer aktuellen konkreten Rückforderung von Landes-
Zuwendungsmitteln in Höhe von 648.129,73 € im Zusammenhang mit der EUROGA 2002. 
Nach den allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung von 
Gemeinden (ANBest-G) in Verbindung mit § 49a Abs. 3 VwVfG NRW ist der Rückforderungsbetrag 
mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich zu verzinsen. Die Rückzahlungssumme incl. 
Verzinsung beläuft sich daher auf rund 180.000 €.  
 
  



 

 

Der Stadt Düsseldorf wurden stellvertretend für die zwischenzeitlich liquidierte EUROGA 2002 plus 
GmbH mit insgesamt acht Zuwendungsbescheiden Landesmittel in Höhe von ca. 8,8 Mio. € 
bewilligt. 
      -2- 
 
Ein Rückforderungsbescheid über die Gesamtsumme erging im Jahr 2008 wegen eines fehlenden 
Verwendungsnachweises im Sinne der Zuwendungsauflagen. 
Als Ergebnis eines gerichtlichen Mediationsverfahrens wurde vereinbart, den fehlenden 
Verwendungsnachweis im Zusammenwirken mit den ehemaligen Gesellschaftern nachträglich zu 
erstellen. Zu diesem nachträglich erstellten Verwendungsnachweis hat das Staatliche 
Rechnungsprüfungsamt Düsseldorf ausweislich des aktuellen Bescheides am 17.12.2010 
Prüfungsmitteilungen übersandt, die mit Schreiben des Oberbürgermeisters der Stadt Düsseldorf 
vom 07.04.2011 auch dem Kreis zugingen. Für den Großteil der Prüfungsbeanstandungen wurde 
zwischenzeitlich eine Fristverlängerung zur Stellungnahme bis zum 31.12.2011 eingeräumt.  
 
Ausgenommen hiervon sind zwei Prüfungsbemerkungen, die Gegenstand des aktuellen 
Änderungsbescheides der Bezirksregierung Düsseldorf vom 12.08.2011 geworden sind. 
 
Ausweislich der Ausführungen im Änderungsbescheid handelt es sich bei der Prüfbemerkung B1 
um nicht vollständig berücksichtigte Einnahmen aus einem Sponsoring-Vertrag zwischen den 
Stadtwerken Düsseldorf und der EUROGA 2002 plus GmbH. Danach soll dem Sponsor ein 
Exklusivrecht am Logo der EUROGA 2002 plus GmbH eingeräumt worden sein, wofür ein Betrag in 
Höhe von 1,479.006,82 € vereinbart und der GmbH zugeflossen sei. Diese Einnahme soll jedoch 
nur mit einem Teilbetrag in Höhe von ca. 979.000,-- € im Verwendungsnachweis berücksichtigt 
worden sein, sodass der Restbetrag in Höhe von knapp 500.000,-- € nun nachträglich angerechnet 
und damit der Zuwendungsbetrag entsprechend gekürzt werden soll. 
  
Die Prüfbemerkung B 2 behandelt ausweislich des Änderungsbescheides einen Kostenbeitrag der 
niederländischen Gesellschafter, die einen anteilmäßigen Betrag von 340.321.-- € aufgrund eines 
Gesellschafterbeschlusses übernommen haben sollen. Nach Auffassung der Bezirksregierung sei 
auch dieser Betrag als Einnahme der GmbH zu berücksichtigen und von den zuwendungsfähigen 
Ausgaben abzuziehen. 
 
Unter Betrachtung der Kosten der Gesamtmaßnahme wurde ein Rückforderungsbetrag von 
648.129,73 € errechnet. 
 
Der OB Düsseldorf hat auf eine entsprechende Anregung des Kreises, fristwahrend Klage gegen 
den Rückforderungsbescheid zu erheben, mitgeteilt, dass dies durch die Stadt nicht beabsichtigt 
sei. Der von dort unternommene Versuch, eine nachträgliche Anrechnung der Sponsorengelder der 
Stadtwerke sowie der niederländischen Anteile auf den Eigenanteil der GmbH zu erreichen und 
diese Einnahmen als zweckgebundene Spenden anzusehen, sei von der Bezirksregierung gerade 
mit dem aktuellen Bescheid abschlägig beschieden worden. 
 
Seitens der Stadt Düsseldorf wird nach ihrer rechtlichen Prüfung inzwischen keine Möglichkeit mehr 
gesehen, ein anderes Ergebnis zu erreichen. Einer Klage werden keine Erfolgsaussichten 
zugebilligt. Auch für den Kreis Mettmann ergeben sich keine Anhaltspunkte für eine anderslautende 
Einschätzung der Rechtslage. 
 
Die anteilige Zahlungsverpflichtung des Kreises basiert auf einer im November 2000 mit den fünf 
kommunalen EUROGA-Partnern und der EUROGA 2002 plus GmbH abgeschlossenen 
Vereinbarung (Haftung der Kommunen bei Rückzahlungsansprüchen jeweils zu einem Sechstel) 
und beläuft sich auf 108.021,62 €. Hinzu wird noch eine Verzinsung des Erstattungsbetrages 
kommen. 
Die Rückzahlungssumme incl. Verzinsung beläuft sich auf rund 180.000 €. 
Dieser Betrag wurde im Teilergebnis- und Teilfinanzplan des Nachtrages 2011 als zusätzlicher 
Aufwand / Auszahlung veranschlagt. 



 

 

 

                                                                                             UWG- Kreistagsfraktion 1/2 
 

 

 

An den Vorsitzenden des Kreistages 
Herrn Landrat Thomas Hendele 
Kreishaus 
40822 Mettmann 
 

          11.10.2011 

 
 
 
Sitzung des Kreisausschusses am 17.10. 2011 und des Kreistages am 20.10.2011 
 
hier: Änderungsantrag der UWG-ME zum Nachtragshaushalt 2011/2012, 
Sitzungsvorlage 20/030/2011 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Landrat Hendele, 
 
im Namen der UWG-ME Kreistagsfraktion bitte ich Sie, nachfolgenden Beschlussvorschlag 
zum o.g. Tagesordnungspunkt des Kreisausschusses am 17.10.2011 und des Kreistages am 
20.10.2011 beraten und abstimmen zu lassen. 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der von der Verwaltung vorgelegte Beschlussvorschlag zu o.g. Sitzungsvorlage wird in § 4 
und § 6 wie folgt geändert: 
 

§ 4 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird für 2011 
gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 0 € um 1 € erhöht und damit auf 1 € 
festgesetzt. Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans 
wird für 2012 gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 1 € um 1 € vermindert 
und damit auf 0 € festgesetzt. 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird für 
2011 gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 0 € um 8.906.599 € erhöht und 
somit auf 8.906.599 € festgesetzt. 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird für 
2012 gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 9.281.299 € nicht verändert 
und somit bis zu 9.281.299 €  festgesetzt. 
 

-1/2- 



 
      UWG- Kreistagsfraktion 2/2 

 
 

§ 6 
a) Zur Deckung des durch sonstige Erträge nicht gedeckten Finanzbedarfs wird von den 
Gemeinden gemäß § 56 Abs. 1 und 2 KrO NRW eine Kreisumlage erhoben. Der Umlagesatz 
der Gemeinden wird für das Haushaltsjahr 2011 um 1,9 v. H. reduziert und von 
43,7 v. H. auf 41,8 v. H. der jeweils für 2011 geltenden Bemessungsgrundlagen festgesetzt. 
 
Der Umlagesatz der Gemeinden wird für das Haushaltsjahr 2012 um 3,0 v.H. reduziert und 
von 45,2 v.H. auf 42,2 v.H. nach der für 2012 geltenden Bemessungsgrundlage festgesetzt. 
  
Die Kreisumlage ist zu ¼ der Jahreszahllast jeweils am letzten Werktag im Februar, Mai, 
August und November fällig. 
 
 
Begründung: Erfolgt im Kreisausschuss und im Kreistag 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Werner Horzella 
Fraktionsvorsitzender 
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20           13.10.2011 
 
 
 
 
Vorlage 020/030/2011 
Nachtragshaushaltsplan des Kreises Mettmann für die Haushaltsjahre 2011/2012 
 
 
 
 
 
 
 
Im Nachgang zur Kämmerkonferenz vom 20.09.2011 sind die Stellungnahmen von 
acht kreisangehörigen Gemeinden eingangen. 
 
Die Kernaussagen der einzelnen Stellungnahmen sind durch die Verwaltung in 
nachfolgender Vorlage zusammengefasst und beantwortet worden. Die einzelnen 
Stellungnahmen sind anschließend ebenfalls beigefügt. 
 
Ich bitte, die zusammenfassende Darstellung und Beantwortung der Verwaltung 
sowie die einzelnen Stellungnahmen zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Sigrid Leven 
(Kreiskämmerin) 
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Aktuelle  

Entwicklungen 

zur Kreisausschuss- und  

Kreistagssitzung  

am 17. und 20.10.2011 
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Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zur Einbringung des Entwurfs des 
Nachtragshaushalts am 29.09.2011 fand am 20.09.2011 in Mettmann, unter Leitung 
von Herrn Stadtkämmerer Pesch, eine Tagung der Kämmerer des Kreises statt, an 
der die Kreiskämmerin Frau Leven und Herr Kreisdirektor Richter teilgenommen 
haben. 
 
In Ergänzung zu dem im Vorfeld übersandten Eckpunktepapier wurden den 
städtischen Kämmerern die im Nachtragshaushaltsentwurf etatisierten wesentlichen 
Veränderungen dargestellt. 
 
Mit Blick auf den unveränderten Hebesatz für 2012 wurde ein Angebot von Herrn 
Kreisdirektor Richter, den Gesprächsfaden Ende 2011 erneut aufzunehmen, wenn 
die 1. Proberechnung zum GfG 2012 vorliegt, von Seiten der städtischen Kämmerer 
begrüßt. 
 
Acht kreisangehörige Gemeinden haben zwischenzeitlich eine Stellungnahme zum 
Entwurf des Nachtragshaushalt abgegeben. Nachfolgende Aspekte werden 
übereinstimmend vorgetragen: 
 

I) In Bezug auf das Jahr 2011 findet die Vorgehensweise des Kreises sowie die 
Höhe der Kreisumlagesenkung die breite Zustimmung der 
kreisangehörigen Städte. 

 
II) Für das Jahr 2012 wird darauf hingewiesen, dass Verbesserungen bei den 

Umlagegrundlagen des Kreises zu erwarten sind. Hier herrscht die 
Erwartungshaltung – in Teilen konkret, in Höhe von einem Prozentpunkt 
benannt -, dass mögliche Verbesserungen zeitnah an die kreisangehörigen 
Gemeinden weitergeleitet werden. 

 
 
Neben diesen grundsätzlichen Positionen haben einzelne Städte noch auf 
Besonderheiten hingewiesen. 
 
Langenfeld: 

III) Es wird die Gefahr gesehen, dass die im Nachtrag etatisierten Erträge aus der 
Beteiligung des Bundes an der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung über das Gemeindefinanzierungsgesetz nur indirekt an 
die Kommunen ausgeschüttet werden und der Kreis Mettmann damit ggf. 
gar nicht von der Erstattung profitiert. 
 

IV) Die erhöhte Zuführung zu den Pensionsrückstellungen sollte erst im 
Jahresabschluss 2011 Berücksichtigung finden und nicht 
kreisumlagewirksam werden. 

 
Velbert: 

V) Die im Nachtrag berücksichtigte Höhe der zusätzlichen Erstattung im Bereich 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung für das Jahr 2012 
wird hinterfragt, da hier bei einem Ansatz 2012 von 24,4 Mio. € sowie einer 
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Erstattungsquote von 45% nur 6,6 Mio.€ im Nachtrag berücksichtigt 
wurden. 

 
 
Wülfrath 

VI) Es wird darauf hingewiesen, dass das Eigenkapital des Kreises im Vergleich 
zur Eröffnungsbilanz noch um ca. 1 Mio. € erhöht ist. 

 
VII) Es wird eine zinslose Stundung eines Teils der Kreisumlageforderungen 

2011/2012 insbesondere für nicht zahlungswirksame Aufwendungen 
angeregt. 

 
VIII) Für die integrativen Kindergärten wird eine Teilkreisumlage bzw. eine 

Kostenbeteiligung an integrativen Angeboten der Stadt Wülfrath gefordert. 
 

IX) Es wird eine kreisumlagewirksame Übernahme und Vermarktung des 
Zeittunnels durch den Kreis Mettmann angestrebt. 

 
X) Die Unterhaltung und Vermarktung des Panoramaradwegs soll 

kreisumlagewirksam durch den Kreis Mettmann finanziert werden. 
 

XI) Der Kreis Mettmann soll durch koordinierende kreisumlagewirksame Arbeit 
sicherstellen, dass Maßnahmen zum nachträglichen Erwerb des 
Hauptschulabschlusses bei der VHS Mettmann-Wülfrath auskömmlich 
refinanziert werden. 

 
XII) Zudem wird die Konzentration der Schulzahnkliniken auf einen Standort 

bzw. die Leistungserbringung durch Kooperation mit niedergelassenen 
Ärzten gefordert. Begründet wird dies damit, dass bisher keine Wülfrather 
Kinder durch die Schulzahnkliniken Mettmann oder Velbert betreut wurden. 

 
Die Verwaltung nimmt hierzu wie folgt Stellung: 
 
Mit dem vorliegenden Entwurf für den Nachtragshaushalt 2011/2012 werden die 
kreisangehörigen Gemeinden im Jahr 2011 um 1,9%-Punkte und ca. 8,9 Mio. € 
entlastet. Hiermit löst der Kreis Mettmann sein im März 2011 gegebenes 
Versprechen ein. 
 
zu II)  
Ein entsprechendes Gesprächsangebot an die städtischen Kämmerer ist ergangen. 
Das Gespräch wird zeitnah nach Vorliegen und Auswertung der 1. Proberechnung 
zum GfG 2012 terminiert. Bevor die wesentlichen Eckdaten zum Landeshaushalt 
2012 bekannt sind, können keine Aussagen zu weiteren Entlastungen getroffen 
werden. 
 
 
zu III und V) 
Auch nach Rücksprache mit dem Landkreistag liegen keine Informationen vor, dass 
die Mittel des Bundes für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung für 
2012 und 2013 nicht direkt durch das Land an die Kommunen weitergeleitet werden. 
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Der für den Nachtrag zusätzlich berücksichtigte Ansatz von 6,6 Mio. € beruht darauf, 
dass bereits 16% veranschlagt waren und somit nur 29% nachtragsrelevant sind. Der 
Berechnung liegen zudem Nettoausgaben des jeweiligen Vorvorjahres zu Grunde, so 
dass der Ansatz 2012 nur als grobe Orientierung dienen kann. 
zu IV)  
Würden die zusätzlichen Aufwendungen für die Pensionsrückstellungen erst im 
Jahresabschluss Berücksichtigung finden, droht ein um 3,1 Mio. € verschlechtertes 
Jahresergebnis 2011, so dass von dieser Vorgehensweise bewusst abgesehen 
wurde. Damit würde die Finanzierung der Rückstellung über die Kreisumlage 
ausgeschlossen, was im Sinne der dies anregenden Stadt Langenfeld wäre. 
Tatsächlich bedeutet dies jedoch einen weiteren Abbau des Eigenkapitals. 
Angesichts der für den Doppelhaushalt notwendig werdenden Eigenkapitalentnahme 
von 17,4 Mio. € wäre dies ein nicht mehr zu verantwortender Kapitalverzehr. 
 
zu VI)  
Durch die Inkaufnahme deutlicher Defizite im Kreishaushalt wurden für die 
Haushaltsjahre 2011 und 2012 deutliche Entlastungen bei der Kreisumlage 
vorgesehen. Ob und in welcher Höhe in den Haushaltsjahren 2013ff. Spielräume für 
einen weiteren Eigenkapitalverzehr bestehen, kann derzeit nicht abschließend 
beantwortet werden. 
 
zu VII)  
Durch den mit Beschluss des Kreistages vom 28.03.2011 erfolgten veränderten 
Abforderungsrhythmus der Kreisumlage wird diese bereits teilweise durch den Kreis 
vorfinanziert. Ob eine solche späte und quartalsweise Umlageheranziehung auch in 
den folgenden Haushalten noch vorfinanziert werden kann, ist noch nicht absehbar.  
Zudem baut der Kreis in den Haushaltsjahren 2011-2014 planmäßig 43,6 Mio. € 
liquide Mittel ab. 
 
zu VIII)  
Das Angebot der integrativen Kindertagesstätten des Kreises wird flächendeckend 
vorgehalten und kommt nicht einzelnen Städten überwiegend zu Gute. Vielmehr ist 
die tatsächliche Inanspruchnahme von Zufälligkeiten abhängig und verändert sich im 
Zeitverlauf, so dass die Tatbestandsvoraussetzungen für eine Teilkreisumlage nicht 
vorliegen.  
Eine Kostenbeteiligung des Kreises an integrativen Angeboten der Städte wird 
aufgrund des umfassenden Angebots des Kreises nicht für notwendig erachtet. Die 
Integration betrifft die nach SGB IX weniger stark mit Förderbedarf behafteten Kinder, 
die schwereren Fälle werden in den Einrichtungen des Kreises betreut. 
 
zu IX-X)  
Ob der Kreis Mettmann sich an den genannten Einrichtungen beteiligt, bleibt einer 
politischen Entscheidung durch den Kreistag vorbehalten. 
 
zu XI)  
Mit der Einrichtung der ARGE ME-aktiv im Jahr 2005 hat der Kreis Mettmann keine 
Zuständigkeit mehr für die Hilfe zur Arbeit. Insoweit muss auf die Zuständigkeit der 
Bundesagentur für Arbeit und des Jobcenters verwiesen werden. Ausgeschlossen 
wird eine Finanzierung von Hauptschulabschlüssen einzelner Volkshochschulen. 
 
zu XII)  
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Die Verwaltung wird im nächsten Ausschuss für Gesundheit und Sport eine Übersicht 
zur Nutzung der Schulzahnkliniken vorlegen. 
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